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EINFÜHRUNG 

Hintergrund 

Die Ortslage von Erwitte ist durch zwei bedeutende Bundesstraßen ge-
prägt: Die B 1 und die B 55 treffen sich im Ortskern. Zudem quert im 
Kreuzungsbereich ein Bahngleis die B 1. Mit einer Verkehrsmenge von 
fast 15.000 Fahrzeugen pro Tag ist der derzeitige Verlauf in der Orts-
durchfahrt unverträglich. Der Schwerlastverkehrsanteil liegt bei 15%. Die 
Verkehrsbelastung führt zu einer qualitativen und quantitativen Stickoxid-
überschreitung, die einen Luftreinhalteplan bedingt. Es ist geplant, eine 
Umweltzone mit entsprechenden Restriktionen einzuführen. Sowohl aus 
gesundheitlicher als auch aus wirtschaftlicher Sicht ist es daher geboten, 
eine Verkehrsentlastung herbeizuführen. 

Der Bedarfsplan des Bundes (BVWP) stuft das Vorhaben in den Vordringli-
chen Bedarf ein. Das Gesamtprojekt mit der Nummer B1-G11-NW be-
steht aus mehreren Teilprojekten. Gegenstand des Auftrags sind die Teil-
projekte zur B 1 (B1-G11-NW-T1-NW) und zur B 55 (B1-G11-NW-T3-NW). 
Siehe auch: 
https://www.bvwp-projekte.de/strasse/B1-G11-NW/B1-G11-NW.html 

Die Planungen zur Ortsumgehung Erwitte reichen weit zurück. Bereits im 
Mai 1969 wurde die sogenannte „16er-Linie“ als Linie für die B 55 n zwi-
schen Erwitte und Stirpe bestimmt. 1986 beschloss der Stadtrat von Er-
witte die Änderung der ursprünglichen Linienbestimmung in die soge-
nannte „Westumgehung“. Daraufhin hob 1990 das damalige Bundesmi-
nisterium für Verkehr (BMV) die 16er-Linie auf und beschloss die 
„Westumgehung“ als neue Linie der B 55 n zwischen Stirpe und Wecking-
hausen. Im Jahr 2002 gab es einen Planfeststellungsbeschluss zur B 55 n, 
gegen den die Bürgerinitiative (BI) „Planungsvorhaben der B 55 n - west-
lich von Stirpe und Weckinghausen“ und die Landesgemeinschaft Natur-
schutz und Umwelt NRW (LNU) Klage erhoben. Diese war 2005 vor dem 
OVG Münster erfolgreich. Der Planfeststellungsbeschluss war nicht voll-
ziehbar, da der Vogelschutz unzureichend abgearbeitet wurde. 2008 lei-
tete Straßen.NRW ein ergänzendes Planfeststellungsverfahren mit neuen 
Gutachten, bei dem es erneut zahlreiche Einwendungen gab, da u.a. keine 
Alternativen geprüft worden waren. Der Rat der Stadt Erwitte bekräftigte 
im Jahr 2009 die Westumgehung. 2012 legte Straßen.NRW sieben neue 
Gutachten vor, die eine Alternativenprüfung beinhalteten. Ein Jahr später 
kam Prof.Dr. Stüer in einem Rechtsgutachten zu der Aussage, dass die 
planfestgestellte Linie einer gerichtlichen Prüfung kaum standhalten 
werde und empfahl eine neue Untersuchung.  

2015 übernahm die im Auftrag des Verkehrsministeriums NRW tätige 
„Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH“ kurz DEGES 
als Vorhabenträgerin die Planungen zur Ortsumgehung Erwitte. Im Jahr 
darauf lag der Entwurf zum Bundesverkehrswegeplan 2030 aus. In die-
sem wurden die B 55 n und die B 1 zunächst im weiteren Bedarf geführt. 

Hohe Belastung am 
Kreuzungspunkt von 
B 1 und B 55 

Ortsumgehung im 
vordringlichen 
Bedarf des BVWP 

Lange 
Projekthistorie 
 

DEGES als 
Vorhabenträger 

https://www.bvwp-projekte.de/strasse/B1-G11-NW/B1-G11-NW.html
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In der letzten Fassung des BVWP 2030 wurde schließlich das Gesamtpro-
jekt B1-G11-NW aufgenommen, das die Teilprojekte 

• B 1-Ortsumgehung Erwitte (B1-G11-T1-NW), 

• B 1 n-Ortsumgehung Bad Salzkotten (B1-G11-T2-NW) und 

• B 1-Ortsumgehung Erwitte – Anschluss B 55 (B1-G11-T3-NW) mit-
einander verknüpft. 

Auf diese Weise gelang es, die Projekte in den vordringlichen Bedarf auf-
zunehmen. 

Die DEGES möchte die Planung mit hoher Transparenz und Bürgerbeteili-
gung betreiben. Die DEGES strebt an,  

• in einem Dialog alle Interessengruppen einzubeziehen, 

• eine Variante herauszuarbeiten, die genehmigungsfähig und 
rechtssicher ist. 

Auftrag IKU 

Die DEGES hat IKU_Die Dialoggestalter damit beauftragt ein Dialogver-
fahren bis Ende des Jahres 2019 durchzuführen. IKU_Die Dialoggestalter 
verbindet mit dieser Herausforderung folgende Ziele: 

• Sachliche, auch kontroverse Diskussionen über Vor-/Nachteile so-
wie Begünstigte/Benachteiligte jeder Variante führen, 

• Konflikte frühzeitig wahrnehmen und im Rahmen des Prozesses 
beachten, 

• eine hohe Transparenz von Planungen und Genehmigungsverfah-
ren ermöglichen 

In einem ersten Schritt führte IKU_Die Dialoggestalter eine Interessen-
analyse als Grundlage für die Entwicklung angemessener Dialogaktivitä-
ten durch. Die Ergebnisse dieser qualitativ angelegten Analyse sind in 
dem vorliegenden Bericht zusammenfassend dokumentiert. Die vorlie-
genden Ergebnisse der Analyse sind mit niemandem abgestimmt. Sie 
wurden anonymisiert und werden allen Gesprächspartnern zur Verfügung 
gestellt.  

Zweck und Ablauf der Interessenanalyse 

Die Interessenanalyse gibt Aufschluss über die Rahmenbedingungen des 
Vorhabens und beantwortet u.a. auf folgende Fragen: 

• Welche Reaktionen löst die Planung zur Ortsumgehung Erwitte 
aus?  

• Wo liegen Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Einschät-
zung der Planung? 

Ziele der DEGES 

Ziele von IKU 

Interessenanalyse 
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• Welche Interessen und Empfehlungen zur Ortsumgehung haben 
die Gesprächspartner? 

• Wie sind die Erwartungen an den Dialogprozess? 

 

IKU_Die Dialoggestalter wertete einerseits schriftliche Materialien wie 
Pressespiegel, Dokumente und Internetquellen aus und führte anderer-
seits Gespräche mit Multiplikatoren.  

IKU_Die Dialoggestalter hat die Gesprächspartner in Abstimmung mit der 
DEGES so ausgewählt, dass vielfältige Sichtweisen bzw. Interessen reprä-
sentiert sind. Die ursprüngliche Liste wurde durch Anregungen aus dem 
Kreis der Gesprächsteilnehmer ergänzt und erweitert. Die vollständige 
Liste aller Gesprächspartner befindet sich im Anhang.  

Der Schwerpunkt der Interessenanalyse lag auf leitfadengestützten Ge-
sprächen. Von April bis Mitte Mai 2019 führte IKU 21 Gespräche mit insge-
samt 30 Beteiligten, davon 14 persönlich und 7 telefonisch. 

Sechs Interessenvertreter standen für ein Gespräch nicht zur Verfügung. 
Zwei haben sich nicht zurückgemeldet, vier haben abgesagt. Gründe für 
die Absagen waren: 

- „Auch wenn der Bundesverkehrswegeplan die Grundlage bildet, 

ist das Thema operativ auf Landesebene angesiedelt. Als MdB ver-

folge ich es interessiert, muss aber nicht mitreden.“ 

- Fehlendes Interesse / Keine Priorität 

- Der NABU Kreis Soest verwies an die ABU  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schwerpunkt: 
leitfadengestützte 
Gespräche 
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ERGEBNISSE  

Einschätzung der Situation 

Nachfolgend zunächst – ohne jede Wertung – einige prägnante Zitate aus 
den Gesprächen: 

  

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aussagen von 
Teilnehmern an der 
Interessenanalyse 
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Bestehende und drohende Konflikte 

Auch wenn die Planungen für die Ortsumgehung Erwitte aktuell durch 
eine neue Vorhabenträgerin neu aufgesetzt werden, erfolgt dieser Re-
Start nicht völlig losgelöst von vergangenen Diskussionen. Unsere Re-
cherche im Vorfeld und die zahlreichen Gespräche im Rahmen der Inte-
ressenanalyse ergaben eine Reihe von Hinweisen auf bereits bestehende 
Konflikte bzw. auf inhaltliche Differenzen und atmosphärische Störungen, 
die den Dialogprozess in den kommenden Monaten erschweren könnten. 

1. Stadt / politische Mehrheit Erwitte vs. Planung 

Die Stadt Erwitte hat sich durch Mehrheitsbeschluss der Politik klar posi-
tioniert. Zwar heißt es in einem Beschluss aus dem Jahr 2016, im Falle ei-
ner Nicht-Realisierbarkeit der Westumgehung seien auch Alternativen im 
Osten zu prüfen. Mit dem jüngsten Beschluss des Rates, im Bereich zwi-
schen Erwitte und Bad Westernkotten Flächen für eine Siedlungsentwick-
lung auszuweisen, hat die Kommunalpolitik ihre Priorisierung einer 
Westumgehung bei gleichzeitiger Ablehnung einer Ostumgehung noch 
einmal deutlich gemacht. Man befürchtet, die Chance auf eine aktive, ko-
ordinierte und selbst gesteuerte Stadtentwicklung zu verwirken, wenn die 
Ortsumgehung zwischen Erwitte und Bad Westernkotten gebaut wird. 

Hinzu kommt die Angst vor dem Verlust eines wichtigen Naherholungsge-
bietes, vor Beeinträchtigungen des Kurbetriebes bis hin zum Verlust des 
Kurort-Status‘ und damit die Furcht vor dem Verlust zahlreicher Arbeits-
plätze im Kurbetrieb und der angedockten Gastronomie/Hotellerie. 

2. Politik vs. Politik vs. Planung 

Unabhängig vom operativen politischen Tagesgeschäft und konkreten Be-
schlüssen, ist das Verhältnis zwischen Politikern auf den unterschiedli-
chen Ebenen zum Teil belastet. Die Gefahr, dass die Planung zwischen die 
Mühlräder der unterschiedlichen Interessen gerät, ist groß. Während ei-
nige Politiker im Rahmen der Interessenanalyse deutlich machten, für sie 
sei die Diskussion um die Ortsumgehung ein „No-Go-Thema“, bei dem sie 
„nur verlieren können“ und deshalb „am liebsten aus sicherer Deckung 
nur beobachten“ möchten, äußerten Gesprächspartner aus dem nicht-po-
litischen Raum die Erwartung an die Politik, sie müsse „endlich Kreuz be-
weisen“. Im Raum stehen Vorwürfe, einige Politiker würden ihr persönli-
ches Interesse über das Gemeinwohl stellen. Andere ließen sich allzu 
leicht instrumentalisieren. Mehrfach erfolgte der Hinweis, zwischen eini-
gen der handelnden Personen sei „das Tischtuch zerschnitten“. Die öf-
fentlich und zum Teil über die Medien geführten Diskussionen hätten zu 
Zerwürfnissen geführt, die nicht zu kitten seien. Persönliche Verletzungen 
würden eine sachliche Debatte überlagern. 

Erkenntnis: Für die DEGES als Vorhabenträgerin wird es schwer, in der 
Politik verlässliche und vor allem „unverdächtige“ Partner zu finden. 
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3. Naturschutz vs. Stadt / politische Mehrheit Erwitte 

Für die Vertreter des Naturschutzes genießen die Vogel- und Natur-
schutzgebiete westlich von Stirpe oberste Priorität. Sie schließen eine 
Westumgehung im Grunde aus und verweisen darauf, dass im Vogel-
schutzgebiet nicht nur die Wiesenweihe, sondern mit Rotmilan, Kiebitz 
und Rohrweihe weitere schützenswerte Arten vorkommen. Selbst wenn 
sich die Wiesenweihe aus dem Bereich unmittelbar westlich von Stirpe 
zurückgezogen habe, bedeute dies erstens nicht, dass das auf Dauer so 
bleibe. Zweitens werde das Gebiet dadurch keineswegs überflüssig. Die 
Naturschützer setzen darauf, dass sich in der Gesellschaft ein veränder-
tes Bewusstsein entwickelt, in dem Natur und Umwelt einen höheren 
Wert einnehmen (siehe aktuelle Diskussion über Bienen-/Insektenster-
ben, Klimaschutz, „Fridays for Future“, etc). 

Darüber hinaus gibt es eine Grundskepsis von Naturschützern gegenüber 
einigen politisch handelnden Akteuren. Sie resultiert aus Erfahrungen 
aus der Vergangenheit. So verweist der BUND darauf, er habe vor Jahren 
eine eigene Trassenvariante entwickelt und sie als Alternative zur 
Westumgehung in die Diskussion eingebracht. Diese Trasse verlief zwi-
schen Erwitte und Stirpe. Man habe die Politik eindringlich darum gebe-
ten, sich diese Option offen zu halten. Stattdessen seien Gewerbegebiete 
ausgewiesen und vermarktet worden, die die BUND-Variante heute un-
möglich machen. Dieses „Verhindern durch Schaffen von Fakten“ wieder-
hole sich gerade mit Blick auf eine mögliche Ostumgehung durch die ge-
plante Ausweisung von Siedlungsflächen zwischen Erwitte und Bad Wes-
ternkotten. 

Vertreter des Naturschutzes schlossen in den Gesprächen im Rahmen 
der Interessenanalyse für den Fall eines Planfeststellungsbeschlusses 
für eine Westumgehung eine Klage nicht aus. 

4. Landwirtschaft vs. Planung 

Bei den Flächen rund um Erwitte, das machten die Gesprächspartner aus 
dem Bereich der Landwirtschaft deutlich, handele es sich größtenteils um 
landwirtschaftlich genutzte Flächen von hoher Bodenqualität. Zudem 
gebe es in der Region, die mit großer Flächenkonkurrenz zu kämpfen 
habe, nur noch wenige zusammenhängende Flächen dieser Größe und 
dieses Zuschnitts. Einer Zerschneidung dieses Raumes durch ein Infra-
strukturprojekt „mit sehr hohem Flächenverbrauch“ steht die Landwirt-
schaft sehr skeptisch gegenüber. Darüber hinaus fehle es an der Fantasie 
dafür, wie und wo die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen durch-
geführt werden sollen, ohne dafür ein weiteres Mal auf derzeit landwirt-
schaftlich genutzte Flächen zurückgreifen zu müssen. 

5. BI gegen den Bau der B 55 n westlich von Stirpe und Weckinghausen 
vs. Stadt / politische Mehrheit Erwitte 

Der Konflikt zwischen der Bürgerinitiative und der politischen Mehrheit 
im Rat der Stadt Erwitte dominiert die Diskussion seit Jahren. Die BI war 
Treiberin im Kampf gegen die ursprüngliche Verfahrenstrasse und maß-
geblich daran beteiligt, dass die Planung keine Rechtskraft erlangte. Sie 
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hat die Ostvariante ins Spiel gebracht und reklamiert für sich als Erfolg, 
dass die Trassenführung dieser Variante als Abbildung in den Bundesver-
kehrswegeplan aufgenommen wurde. 

6. BI BIGO vs. BI Stirpe vs. Naturschutz 

Die BIGO (Bürgerinitiative für die Westumgehung – Gegen die Ostumge-
hung) ist im Gegensatz zur BI Stirpe noch relativ jung. Sie hat sich erst 
gegründet, nachdem eine Ostumgehung zwischen Erwitte und Bad Wes-
ternkotten neu in die Diskussion eingebracht worden war. Der Konflikt 
mit der BI Stirpe liegt auf der Hand. In den Gesprächen während der Inte-
ressenanalyse ergab sich allerdings der Eindruck, als handele es sich 
hier um einen inhaltlich begründeten Konflikt – und nicht um persönliche 
Befindlichkeiten. Auch die unterschiedlichen Interessen zwischen der 
BIGO und dem Naturschutz sind inhaltlicher Art. Die Stadt Erwitte und die 
Mehrheit der Ratsmitglieder teilen die Auffassung und die Argumentation 
der BIGO, die in der jüngeren Vergangenheit bei einigen Aktionen eine 
große Mobilisierungskraft bewiesen hat.  

Herausforderungen 

1.) Die Stadt Erwitte wird durch die Kreuzung von B 55 und B 1 in der 
Ortsmitte wie eine Torte in vier Teile zerschnitten. Anwohner und An-
lieger beider Bundesstraßen leiden massiv unter dem hohen Ver-
kehrsaufkommen und den damit verbundenen Belastungen durch 
Lärm, Feinstaub und Schadstoff-Emissionen. 

• Eine Entlastung der Anwohner und Anlieger ist nur möglich, wenn 
die B 55 n und die B 1 n als Ortsumgehungen realisiert werden. 

• Die Option, den Erwitter Ortskern städtebaulich zu entwickeln und 
attraktiver zu gestalten, würde sich erst nach einer Auflösung des 
Verkehrsknotenpunktes im Zuge einer Realisierung der B 55 n und 
der B 1 n ergeben. 

2.) Erwitte liegt sowohl auf der Ost-West- als auch auf der Nord-Süd-
Achse in der Verbindungslinie wichtiger Wirtschaftsräume. Das Ver-
kehrsaufkommen hat sich seit Beginn der Planungen Ende der 1960er 
Jahre vervielfacht. Das gilt für den Individualverkehr (Berufspendler) 
wie auch für Wirtschaftsverkehre. In Erwitte und im nördlich unmittel-
bar angrenzenden Lippstadt wurden Gewerbegebiete realisiert; meh-
rere Weltmarktführer haben ihren Sitz in der Region. Diese Entwick-
lung führt dazu, dass sich – vornehmlich, aber längst nicht nur zu den 
Stoßzeiten am Morgen und am späten Nachmittag – ausgehend vom 
Knotenpunkt in der Erwitter Mitte auf der B 55 und der B 1 lange 
Rückstaus bilden. Dieser Effekt wird durch die häufigen Staus auf der 
A 44 noch verstärkt. Der Verkehr weicht dann auf die Bundesstraßen 
aus. Die Bahnlinie, die in der Ortsmitte ebenfalls die B 1 in Nord-Süd-
Richtung kreuzt, verkompliziert die Situation zusätzlich. 

Erwitte ist wie eine 
Torte zerschnitten 

Massive Stau-
belastung 
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3.) Insgesamt ist die Situation in Erwitte und Umgebung durch einen in-
tensiven Wettbewerb um nur noch wenige verfügbare Flächen ge-
prägt. In Konkurrenz stehende Interessen sind: 

• Infrastrukturprojekte wie die OU Erwitte (B 55 n /B 1) 

• Kurbetrieb/Tourismus 

• Landwirtschaft 

• Naturschutz/Vogelschutz 

• Eigenheim- und Mietwohnungsbau 

• Stein- und Erdenindustrie (Zementwerke, etc.) 

• Gewerbe 

• Kompensationsmaßnahmen 

 

4.) Die bisherigen Bemühungen um eine rechtssichere Planung einer 
B 55 n westlich von Stirpe haben zu keinem positiven Ergebnis ge-
führt. 

 
Der Hauptausschuss der Stadt Erwitte fasste am 28. April 2016 
ohne Gegenstimme und bei einer Enthaltung den „Beschluss zur B 
55 n im BVWP 2030“, in dem es wörtlich heißt: 
„Sollte die Verfahrenstrasse tatsächlich von Bund und Land ge-
kippt werden, ist der Rat im Rahmen seiner gesamtstädtischen 
Verantwortung dazu bereit, die Verträglichkeit einer Ostumgehung 
zu prüfen (…) Der Rat begrüßt eine Reaktivierung der ‚BI pro 
B 55 n‘, die dann auch das Planfeststellungsverfahren der B 1 n 
aktiv begleiten sollte (Projektbeirat).“ 
 
Am 4. April 2019 hat der Rat der Stadt Erwitte die Verwaltung mit 
breiter Mehrheit beauftragt, 
„(…) die bauplanungsrechtlichen Maßnahmen zu initiieren, um im 
Bereich östlich der Westernkötter Straße zwischen Erwitte und 
Bad Westernkotten weitere Wohnbauflächen auszuweisen.“ 
 
In der Begründung heißt es u.a.: 
„Die DEGES plant die B1 / 55 OU Erwitte. Nach derzeitigem Kennt-
nisstand ist die Osttangente die Variante, die den geringsten ar-
tenschutzrechtlichen Restriktionen unterliegt. Sollten die pla-
nungsrechtlichen Schritte zur Umsetzung eines Baugebietes zwi-
schen Erwitte und Bad Westernkotten initiiert werden, ist die Ost-
tangente nicht mehr zu realisieren.“ 

In einigen Gesprächen im Rahmen der Interessenanalyse wurde 
Kritik daran laut, dass der Ratsbeschluss vom 4. April 2019 den 
„nach wie vor gültigen Beschluss“ vom 28. April 2016 konterka-
riere. Die Befürworter würden eine eigene Zwei-Schritt-Logik ent-
wickeln. 

Intensiver 
Wettbewerb um 
wenige Flächen 

West vs. Ost 

Kritikpunkt: 
Politische Beschlüsse 
konterkarieren sich 
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Schritt 1: 
Wenn die Stadt Erwitte alles in ihrer Macht Stehende unternimmt, 
um Fakten zu schaffen, die eine Ost-Variante unmöglich machen, 
kann es ja nur noch eine Ortsumgehung im Westen (zwischen Er-
witte und Stirpe oder westlich von Stirpe) geben. 
 
Schritt 2: 
Sollte sich dann herausstellen, dass eine Westumgehung aus 
rechtlichen Gründen nicht realisierbar ist, bliebe ja immer noch 
die Null-Plus-Lösung – also die Umgehung der Erwitter Ortsmitte 
durch eine B 1 n. 

Nur für sehr wenige Gesprächsteilnehmer ist das „keine Option“ 
oder „allenfalls eine Minimallösung“. Der weitaus größere Teil der 
Gesprächspartner hält ein solches Szenario nicht nur für realis-
tisch („Es gibt da so gut wie keine Konflikte“) und wahrscheinlich, 
sondern glaubt auch, dass Erwitte damit „schon geholfen wäre“. 

Chancen  

Aus der Vielzahl an bestehenden bzw. drohenden Konflikten sowie der 
Herausforderungen ergeben sich im Umkehrschluss auch einige Chancen 
für den Dialog- und Planungsprozess. 

1.) Echter Neustart 

Wenn es der DEGES gelingt, Vertrauen aufzubauen und – unterstützt 
durch IKU_Die Dialoggestalter – einen Prozess aufzulegen, in dem sie mit 
den Beteiligten auf der Basis nachprüfbarer Fakten eine ergebnisoffene 
Diskussion führt, besteht die Chance, zu einem Ergebnis zu kommen, das 
a l l e  Beteiligten zumindest nachvollziehen können. Die Glaubwürdigkeit 
der DEGES hängt von der Klarheit und Eindeutigkeit ihrer Vorgehens-
weise und von einem konsequenten Erwartungsmanagement ab. Eine 
Haltung aber, es allen recht machen zu wollen und diesbezüglich Hoff-
nungen zu schüren, ist zum Scheitern verurteilt. Die Menschen in Erwitte 
sind „gebrannte Kinder“. Sie sind in Sachen Ortsumgehung zu oft ent-
täuscht worden. 

2.) Technische Lösungen (I) 

Die Digitalisierung bietet auch für den Neustart der Ortsumgehung Er-
witte Möglichkeiten, die es bei früheren Planungen noch nicht gab. Tras-
senführungen können am Computer ganz anders visualisiert werden. 
Straßenverläufe, unterschiedliche Höhenniveaus, Schutzwände etc. kön-
nen virtuell in die Landschaft und in das Ortsbild integriert werden. Man 
kann sie sicht- und erlebbar machen. Eine gute Planung kann so den 
Schrecken mindern, den eine rote Linie auf einer Karte auslöst. 

  

Sympathie für 
Null-Plus-Lösung  
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3.) Technische Lösungen (II) 

Die Erwartungshaltung der Gesprächsteilnehmer ist klar: Wenn jetzt neu-
erlich über eine Ortsumgehung für Erwitte diskutiert wird, könne es nicht 
nur um die Trassenführung gehen. Es müssten auch technische Lösun-
gen wie Lärmschutzwände, Tunnel, Troglösungen etc. mit bedacht wer-
den. Angesichts der hohen rechtlichen Hürden beim Vogel- und Natur-
schutz soll das „Schutzgut Mensch“ nicht hinten herüber kippen, dürften 
die höheren Kosten für solche Maßnahmen kein Ausschlusskriterium 
sein. Wenn auf Seiten der Vorhabenträgerin die Bereitschaft und Flexibili-
tät besteht, auch Optionen zu diskutieren, die die Baukosten erhöhen 
würden, wird eine Lösung realistischer. 

4.) Wirtschaft als Unterstützer 

Die Wirtschaft leidet massiv unter dem Status Quo. Ansässige Unterneh-
men beklagen Zeitverluste durch Staus – und Zeit ist Geld. Sie haben 
Mühe, hochqualifizierte Mitarbeiter zu gewinnen, weil „Erwitte kein at-
traktiver Wohnstandort und für Pendler erst recht eine Zumutung ist“. Die 
Vorbelastung durch Feinstaub und Lärm ist so hoch, dass Genehmigungs-
verfahren, die von investitionswilligen Unternehmen angestrengt werden, 
deutlich erschwert sind. Die Gesamtsituation ist ein Nachteil für die Re-
gion im Wettbewerb um Neuansiedlungen. Die Wirtschaft hat also ein 
massives Interesse am Bau einer Ortsumgehung.  

5.) Höhere Lebensqualität / Städtebauliche Entwicklungschancen 

Der Bau einer Ortsumgehung aus B 55 n und B 1 n ist Erwittes  e i n z i g e 
Chance, die Stadt attraktiv zu entwickeln und die Lebensqualität signifi-
kant zu erhöhen. Nicht nur im Interesse der Wirtschaft (s.o.), sondern 
auch im Sinne der Menschen vor Ort spielt das Gewährleisten eines bes-
seren Verkehrsflusses eine zentrale Rolle. Das jetzt anlaufende Verfahren 
ist möglicherweise Erwittes  l e t z t e  Chance, eine Ortsumgehung zu re-
alisieren. Alle Entscheidungsträger wissen das.  

6.) Naturschutz nicht per se gegen eine Umgehung 

Selbst der Naturschutz steht einer Ortsumgehung nicht grundsätzlich im 
Wege – im Gegenteil. „Die Menschen in Erwitte leiden tatsächlich. Wir 
würden niemals in einer Bürgerveranstaltung aufstehen und sagen: Was 
wollt Ihr eigentlich? Stellt Euch mal nicht so an“, sagt ein Naturschutz-
vertreter. Dass ein Naturschutzverband, wie der BUND in der Vergangen-
heit, eine eigene Trassenplanung vorlegt, ist außergewöhnlich und doku-
mentiert eine hohe Gesprächsbereitschaft. 
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ZUM DIALOG:  

EINSCHÄTZUNGEN UND ERWARTUNGEN 

In den Gesprächen im Rahmen der Interessenanalyse wurden einige As-
pekte besonders deutlich: 

1.) Die Menschen in Erwitte und Umgebung, ganz gleich, welches Inte-
resse sie vertreten, warten nicht auf einen Dialog. Sie warten auf eine 
Lösung. Sie warten darauf, dass „endlich eine Ortsumgehung gebaut“ 
wird. Sie warten darauf, dass „endlich mal jemand entscheidet“. Sie 
sehnen Entlastung herbei: weniger Staus, weniger Wartezeiten, weni-
ger Lärmbelastung, weniger Abgase! Sie sagen: „Geredet wurde ge-
nug!“ und „Vieles wurde zerredet!“. 

2.) Die Skepsis, die den Neuanlauf bei der Planung einer Ortsumgehung 
begleitet, ist groß. Es gibt keinerlei Vertrauensvorschuss in die han-
delnden Personen – auch wenn diese zum Teil gewechselt haben und 
mit der DEGES sogar eine neue Vorhabenträgerin installiert wurde. Es 
herrscht eine Grundstimmung von „Warum sollte diesmal klappen, 
was Jahrzehnte lang nicht geklappt hat?“ Viele Gesprächsteilnehmer 
äußern resignativ die Befürchtung, sie würden die Fertigstellung der 
Ortsumgehung „eh nicht mehr erleben“.  

3.) Positiv ist: Allen Vorbehalten zum Trotz gibt es eine ausgeprägte Ge-
sprächsbereitschaft. Den Interessengruppen ist bewusst, dass dies 
vielleicht die letzte Chance ist, eine Ortsumgehung für Erwitte zu rea-
lisieren. Die große Mehrheit der Gesprächspartner begrüßt die frühe 
Öffentlichkeitsbeteiligung und das von IKU_Die Dialoggestalter erar-
beitete Konzept mit einer intensiven Einbeziehung aller Interessen-
gruppen und einer Einbindung von zufällig ausgewählten Bürgerinnen 
und Bürgern in das Dialogforum. 

4.) Ausdrückliche Zustimmung gab es von den Teilnehmenden an der In-
teressenanalyse zum Mix aus öffentlichen Formaten wie der Auftakt-
veranstaltung (20. Mai), den Exkursionen mit Vor-Ort-Besichtigung 
der Korridore, einer Planungswerkstatt und der abschließenden Info-
messe sowie dem nicht-öffentlichen Dialogforum. Dass die vertiefte 
inhaltliche Diskussion mit Variantenvergleich von einem Gremium in 
arbeitsfähiger Größe (max. 30 Pers.) geleistet werden soll, wird aus-
nahmslos als zielführend bewertet und akzeptiert – unter der Voraus-
setzung, dass alle Ergebnisse und Protokolle veröffentlicht und alle 
Dokumente und Arbeitsgrundlagen ebenfalls der Öffentlichkeit zur 
Verfügung gestellt werden. Dies gewährleistet IKU_Die Dialoggestal-
ter u.a. über die Projektwebsite www.ortsumgehung-erwitte.de. 

5.) Das Gros der Gesprächsteilnehmer hält es für „sinnvoll“ oder sogar 
„wünschenswert“, dass die Politik im Dialogforum nicht vertreten ist. 
Dieser Einschätzung liegt die Befürchtung zugrunde, dass „politische 
Schaufensterreden“ die Sach-Diskussion überlagern könnten. Nicht 
zuletzt, weil die „Ortsumgehung“ in Erwitte das beherrschende Thema 

Die Menschen 
warten nicht auf 
einen Dialog 

Große Skepsis – kein 
Vertrauensvorschuss 

Ausgeprägte 
Gesprächs-
bereitschaft 

Zustimmung zum 
Dialogkonzept 

Wunsch an die 
Politik: 
Zurückhaltung! 

http://www.ortsumgehung-erwitte.de/
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von öffentlichem Interesse sei und im kommenden Jahr (2020) Kom-
munalwahlen anstehen. Möglicherweise könnten einige Politiker an-
gesichts dieser Konstellation der Verlockung nicht widerstehen, das 
Dialogforum zu instrumentalisieren. Selbst aus dem Kreis der Politi-
ker wurde diese Einschätzung geäußert. Nur zwei Politiker äußerten 
den Wunsch, am Dialogforum teilzunehmen. 
 

Folgende konkrete Erwartungen an den Dialog bestehen: 

• Ehrlichkeit! 

• eine Vertrauensbasis schaffen! 

• Transparenz und Nachvollziehbarkeit herstellen! 

• Klares Erwartungsmanagement: Nicht herumeiern, sondern sa-
gen, was geht – und was nicht! 

• Die hohe Bedeutung des Projektes für die Städte Erwitte und Lip-
pstadt und die Region vermitteln! 

• Zuversicht erzeugen, dass das Projekt diesmal realisiert wird! 

• Jede/r Interessierte kann sich aktiv am Dialog beteiligen! 

• Alle Beteiligten haben Zugriff auf alle wichtigen Informationen! 

• Alle Fakten kommen auf den Tisch: 

○ gesetzliche Grundlagen 

○ Zusammenhang B 55 n / B 1 n 

○ Zeitplanung 

○ Abwägungs- und Entscheidungskriterien 

○ Planungs- und Genehmigungsverfahren 

• Technische und digitale Möglichkeiten werden genutzt 

○ Visualisierungen 

○ 3D-Animationen 

○ Drohnenflug 

• Verhindern, dass das Thema wieder zum Spielball politischer Inte-
ressen wird 

• Dynamik und „Zug“ entwickeln → Dialog führt nicht zu Verzögerun-
gen, sondern treibt das Verfahren an 

• Eine Lösung finden, die von einer klaren Mehrheit getragen wird 

  

Vom Dialog erwarte 
ich . . . 
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Als mögliche Gründe, aus dem Dialog auszusteigen, werden genannt: 

• Wenn wir feststellen, dass einige Teilnehmende gleicher sind als 
andere, also zum Beispiel einen frühzeitigen oder sogar exklusiven 
Zugang zu Informationen haben. 

• Wenn wir das Gefühl haben, dass die Diskussion nicht ergebnisof-
fen erfolgt, sondern eine Vorfestlegung auf eine Variante getroffen 
wurde. 

• Wenn die Diskussion die Sach-Ebene verlässt und ins Persönliche 
abgleitet. 

• Wenn sich politisch übergeordnete Ebenen einmischen. 

• Wenn die Entscheidung auf Umwelt- und Naturschutz reduziert 
wird und der Mensch weiterhin im Hintergrund steht. 

• Wenn es auf eine Null-Lösung hinausläuft. 

• Wenn man sich an Varianten festquatscht, von denen man weiß, 
dass sie nicht realisierbar sind. 

INTERESSENLAGEN 

In der folgenden Tabelle listen wir die Interessen, die unsere Gesprächs-
partner im Rahmen der Interessenanalyse geäußert haben, auf und ord-
nen sie den jeweiligen Interessengruppen zu. Die Reihenfolge sagt nichts 
über die Wertigkeit der Interessen aus. Eine Bewertung nehmen wir nicht 
vor; sie ist für uns nicht von Bedeutung. Wir gehen von der Grundan-
nahme aus, dass jedes einzelne Interesse für sich genommen legitim ist. 

 

INTERESSEN WER VERTRITT DIESES 
INTERESSE? 

Wir möchten, dass die Ortsumgehung endlich rea-
lisiert und der Ortskern von Erwitte entlastet wird. 

• alle 

Wir wünschen uns einen besseren Verkehrsfluss 
und weniger Staus und Wartezeiten. 

• alle 

Wir wünschen uns eine/n feste/n Ansprechpart-
ner/in während des gesamten Planungsprozesses. 

• alle 

Wir wünschen uns weniger Verkehr, somit weniger 
Lärm und sauberere Luft vor unserer Haustür. 

• Anlieger, Anwohner (B 1 
Ortsdurchfahrt Erwitte, B 55, 
L 748 Ortsdurchfahrt Stirpe) 

Wir möchten die Chance haben, den viergeteilten 
Ortskern von Erwitte attraktiv zu entwickeln. 

• Stadtverwaltung Erwitte, Po-
litik, Wirtschaft, Tourismus 

Den Dialog beenden 
würde ich, wenn . . . 

Grundannahme: 
Jedes Interesse ist 
berechtigt 
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Wir möchten den Wirtschaftsstandort Erwitte und 
Lippstadt erhalten bzw. stärken. Dazu gehören 
eine leistungsstarke überörtliche Anbindung und 
eine hohe Lebensqualität. 

• Kammern, Wirtschaft, Stadt-
verwaltungen Erwitte und 
Lippstadt, Politik 

Wir möchten eine bessere Abwicklung des lokalen 
und regionalen Wirtschaftsverkehrs über eine 
Nord-Süd-Verbindung.  

• Wirtschaft, Kammern, Politik 

Wir wollen Bad Westernkotten als Kurort attraktiv 
halten. 

• Stadt Erwitte, Kurverwal-
tung, Tourismus 

Wir möchten weiterhin hochwertige Ackerflächen 
bewirtschaften.  

• Landwirtschaft 

Wir möchten möglichst geringe Eingriffe in Natur 
und Landschaft.  

• Naturschutz 

Wir möchten unsere Grundstücke behalten.  • Landwirtschaft, einige 
Grundstückseigentümer 

Wir möchten im Osten zwischen Bad Westernkot-
ten und Erwitte Flächen für den Wohnungsbau si-
chern, um aktiv eine koordinierte Stadtentwicklung 
betreiben zu können. 

• Stadt Erwitte, Mehrheit des 
Rates 

Wir möchten .k e i n e n  Bau einer Umgehung zwi-
schen Erwitte und Bad Westernkotten 

• BI BIGO, Mehrheit des Rates, 
Kurverwaltung, Tourismus 

Wir möchten  k e i n e n  Bau einer Umgehung 
westlich von Stirpe 

• BI Stirpe, Naturschutz 

THEMEN UND FRAGEN 

Die von den Gesprächsteilnehmern aufgeworfenen Fragestellungen sind 
in der nachfolgenden Tabelle nach Oberthemen zusammengefasst. 

 

1. RÄUMLICHE / TECHNISCHE PLANUNG 

• Welche Korridore sind grundsätzlich denkbar - und warum? 
• Welche Korridore sind auf keinen Fall denkbar – und warum nicht? 
• Welche Raumwiderstände führen zu diesen Korridoren? Wie sind die Raumwider-

stände definiert und wie werden sie gewichtet? 
• Welche Spielräume bestehen hinsichtlich der Linienfindung?  
• Welche technischen Lösungen (Trog, Tunnel, aktiver Lärmschutz) gibt es in Berei-

chen mit angrenzender Bebauung? Wie sehen die Querschnitte aus? 
• Ist es richtig, dass eine Ostvariante zwischen Erwitte und Bad Westernkotten als 

Hochtrasse geplant und gebaut werden soll? 
• Welche Rolle spielt vorliegendes Datenmaterial (Verkehrszählungen/-prognosen) 

zum Verkehrsfluss und zu den Verkehrsbeziehungen bei der Planung? 
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• Welche Rolle spielen die zu erwartende Elektrifizierung des Verkehrs und die da-
mit einhergehende Reduzierung sowohl des Lärms als auch der Schadstoffemissi-
onen bei der Planung? 

2. PLANUNGS- UND GENEHMIGUNGSVERFAHREN 

• Wer entscheidet über die Vorzugstrasse, für die das Planfeststellungsverfahren 
beantragt wird? 

• Welche Behörde ist federführend für das Planfeststellungsverfahren? 
• Welche Einflussmöglichkeiten der Politik (Bund, Land, Kreis, Stadt) auf die DEGES 

und auf die verfahrensführenden Behörden gibt es? 
• Der BVWP definiert B 55n / B 1n als ein Projekt. Ist es auch denkbar, dass nur die 

B 55n oder nur die B 1n realisiert wird? 
• Welche Planungsschritte gibt es; wie laufen diese ab; wie lange dauern sie?  
• Wann ist der Ausbau bei bestmöglichem Verlauf abgeschlossen?  
• Wie wird eine Koordination zwischen der Stadt Erwitte und der Vorhabenträgerin 

DEGES gewährleistet? 
• Im Bundesverkehrswegeplan ist die B 55 n als Ostvariante abgebildet. Welche Be-

deutung hat das für das Verfahren? 
• Welche Rolle spielt die alte Verfahrenstrasse in den Planungen? 
• Welche Möglichkeiten habe ich als Bürger / als Organisation, im Verfahren die ei-

genen Interessen geltend zu machen? 
• Die Plausibilität der Nutzen-Kosten-Rechnung wird immer wieder angezweifelt. 

Kann es sein, dass der Nutzen einer Ortsumgehung zu gering angesetzt wurde? 
Wie erfolgt eine solche Berechnung und wer prüft sie? 
 

3. AUSWIRKUNGEN AUF SCHUTZGÜTER MENSCH UND NATUR 

• Mit welchen Beeinträchtigungen ist zu rechnen und wie lassen sie sich minimie-
ren?  

• Welche Naturschutzgebiete, FFH-Gebiete oder Wasserschutzgebiete sind betrof-
fen?  

• Welche Wald- und landwirtschaftlichen Flächen werden in Anspruch genommen?  
• Welche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind geplant und wo können Kompen-

sationsmaßnahmen durchgeführt werden? 
• Wird es eine Verbesserung des Lärmschutzes geben? 
• Wenn es keine Ortsumgehung gibt: Wird dann in Erwitte eine Umweltzone einge-

richtet? Wie groß würde sie und welche Auswirkungen hätte sie? 
• In diesem Zusammenhang: Warum wurde die Messstation in Erwitte abgebaut? 

Wer hat das veranlasst? Wann wurden die letzten Messungen vorgenommen? Was 
waren die Ergebnisse? 
 

4. INFORMATION UND BETEILIGUNG 

• Wie und zu welchem Zeitpunkt wird die DEGES die Träger öffentlicher Belange/Öf-
fentlichkeit/Eigentümer in die Planung einbinden?  

• Wie werden die Dialogformate aufeinander abgestimmt? 
• Wie wird sichergestellt, dass alle Beteiligten Zugriff auf alle relevanten Informati-

onen haben? 
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5. BAUPHASE 

• Wie läuft die Bauphase ab? 
• Welche Beeinträchtigungen gibt es?  
• Wie wird der Verkehr abgewickelt? 
• Wie wird sichergestellt, dass alle Betroffenen während der Bauphase frühzeitig 

und kontinuierlich informiert werden?  
6. EIGENTÜMERBELANGE 

• Hat die Vorhabenträgerin die Möglichkeit zur Enteignung – und wenn ja: Welche 
rechtlichen Voraussetzungen müssen dafür erfüllt sein? 

• Wie wirkt sich der Bau einer Ortsumgehung auf die Werte der angrenzenden 
Grundstücke und Immobilien aus? 

• Gibt es Entschädigungszahlungen aufgrund von Sichtbeeinträchtigungen und 
Lärmbelastung? 

• Unter welchen Umständen haben Immobilienbesitzer in der Nähe der Trasse An-
spruch auf aktiven Lärmschutz (Fenster etc.)? 

• Wird es Nutzungseinschränkungen für die Anlieger geben?  
 

DIE FEENFRAGE 

Auf die Frage, was sie sich wünschen würden, wenn sie zum Thema 
„Ortsumgehung Erwitte“ einen Wunsch frei hätten, gaben die Gesprächs-
teilnehmer u.a. folgende Antworten: 

• Eine … genehmigungsfähige … rechtssichere … gerichtsfeste 
Trasse 

• Keine Ortsumgehung 

• Endlich eine Ortsumgehung, die den Ortskern von Erwitte entlastet 

• Eine genehmigungsfähige Variante westlich von Stirpe finden 

• Ideal wäre es, eine Variante westlich von Stirpe mit dem Vogel- und 
Naturschutz kompatibel zu machen. Klappt das nicht, sollten wir 
auf die B 55 n ein für alle Mal verzichten und die Entlastung des 
Ortskerns durch eine B 1 n in den Fokus nehmen 

• Eine Westvariante innerhalb der nächsten fünf Jahre, die alle 
denkbaren Möglichkeiten zum Schutz von Menschen, Vögeln und 
Natur beinhaltet 

• Einen transparenten und fairen Prozess, der die Ostvariante zwi-
schen Erwitte und Bad Westernkotten zum Ergebnis hat – aller-
dings so geplant und technisch umgesetzt, dass die Straße für die 
Menschen (er)tragbar ist 

• Einen Diskussionsprozess, in dem alle Fakten auf den Tisch kom-
men und alle offenen Fragen geklärt werden. Dabei müssen die 
heutigen Verkehrsströme und -beziehungen ebenso einfließen wie 
die Prognosen für die Zukunft; unter Berücksichtigung der 

Wenn ich zur 
OU Erwitte einen 
Wunsch frei hätte . . . 
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Elektrifizierung des Verkehrs und des damit einhergehenden Rück-
gangs von Lärm- und Abgasemissionen 

• Den Bau einer B 1 n – und dann sehen wir mal weiter 

• Eine Lösung, die die Trasse der Westfälischen Landes-Eisenbahn 
(WLE) einschließt 

• In dieser Legislaturperiode des Landtages NRW, also bis 2022, den 
Antrag auf Planfeststellung einbringen (Das kann klappen – aber 
nur, wenn es wirklich alle wollen!) 

• In fünf Jahren das Band durchschneiden und die Ortsumgehung 
Erwitte für den Verkehr freigeben 

• Eine Umsetzung, bevor ich 100 bin 

• Dass der Naturschutz am Ende nicht den Schwarzen Peter hat 

• Dass viele Bürgerinnen und Bürger die Chance nutzen, sich im 
Rahmen des Dialogprozesses aktiv an der Suche nach der best-
möglichen Lösung zu beteiligen 

• Dass letztlich dann auch alle das Ergebnis akzeptieren. Welche Lö-
sung es auch gibt: Ihre Gegner dürfen anschließend in der Diskus-
sion nicht mehr die Wortführer sein 

• Dass es planungsrechtlich mehr Flexibilität gibt 
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ANHANG 

Gesprächsleitfaden für die 

Interessensanalyse OU Erwitte 

 

LEITFADEN  
Warming Up _ In welcher Rolle oder Funktion sind Sie mit der OU Erwitte 

befasst? 
_ Welche spontanen Assoziationen haben Sie, wenn Sie an 
die OU Erwitte denken? 

Aktuelle Situation _ Wer leidet unter der jetzigen Situation besonders? 
_ Wem nutzt die jetzige Situation? 
_ Welche Konflikte/Ausbauprobleme/Sorgen sind absehbar? 
_ Welche Hoffnungenverbinden Sie mit der OU Erwitte? 

Information _ Welchen Kenntnisstand haben Sie zu den Planungen? 

_ Fühlen Sie sich ausreichend informiert?  
• Wenn nein, welche Informationen vermissen Sie? Von 

wem? 
_ Auf welchem Wege sollte künftig vorrangig informiert wer-
den? 

• Welche Bedeutung hat dabei Social Media für Sie? 
Dialog _ Welche Themen sollten Gegenstand eines Dialogs sein? 

_ Wer sollte am Dialog beteiligt werden? 

• Und wer nicht? 

_ Was muss geschehen, damit Sie sich aktiv an einem Dialog 
beteiligen? 
_ Und was müsste geschehen, damit Sie den Dialog ableh-
nen? 
_ Worin könnte Ihr Beitrag bestehen? 
_ Mit wem sollten wir unbedingt auch noch reden? 

Feenfrage _ Wenn Sie mit Blick auf Information und Kommunikation ei-
nen Wunsch frei hätten ... 
_ Wenn Sie mit Blick auf die OU Erwitte einen Wunsch frei 
hätten ... 

Abschluss _ Bericht folgt 
_ Was wollen Sie uns noch mit auf den Weg geben, wonach 
wir bislang nicht gefragt haben? 
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Liste der Gesprächspartner 

(alphabetisch) 

NAME VORNAME ORGANISATION 

Blöming Jörg MdL CDU 

Britten Stephan IHK Arnsberg, Hellweg, Sauerland 

Büker, Prof. Dr. Christa BUND Ortsgruppe Lippstadt / Erwitte 

Dietz Karl BUND Ortsgruppe Lippstadt / Erwitte; Bürger-
gemeinschaft Erwitte 

Drüke Joachim ABU 

Franke Elisabeth Landwirtschaftskammer 
Kreisstelle Soest 

Frye Thomas IHK Arnsberg, Hellweg, Sauerland 

Joest, Dr. Ralf ABU 

Knoop Georg BI Stirpe 

Köchling Hans-Jürgen Verkehrsverein Bad Westernkotten / Erwitte 

Linnebur Ralf Stadt Erwitte, Leiter Fachbereich Stadtent-
wicklung 

Marcus Wolfgang SPD Erwitte 

Münz, Dr. Heinrich BUND Ortsgruppe Lippstadt / Erwitte 

Pudenz Winfried Ministerium für Verkehr, Abt. III Straßeninfra-
struktur und Straßenverkehr 

Rasche Bernhard CDU Erwitte 

Rasche Christof MdL FDP 

Reimann Martin BI Stirpe 

Schönberger Detlef Kreishandwerkerschaft Hellweg-Lippe 

Schonenberg Ferdinand BI „BIGO – Für die Westumgehung – Gegen die 
Ostumgehung“ 

Schröer Burkhard Landwirtschaftlicher Kreisverband Soest 

Sommer Christof Bürgermeister Lippstadt 

Spenner, Dr. Ralf Zementwerke Spenner 

Stotz Marlies MdL SPD 

Strauch Lothar Bürgergemeinschaft Erwitte 

Tägder Martina Bürgergemeinschaft Erwitte 

Wessel Peter Bürgermeister Erwitte 
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Interessenvertreter, die für ein Gespräch nicht zur Verfügung standen 
(zwei haben nicht reagiert, vier haben abgesagt) 
 

NAME VORNAME ORGANISATION 

Elsner von Gronow Berengar MdB AfD (nicht reagiert) 

Hellmich Wolfgang MdB SPD (abgesagt) 

Hoffmann Peter NABU Kreis Soest (abgesagt) 

Irrgang Eva Landrätin Kreis Soest (abgesagt) 

Paul Josefine MdL Die Grünen (nicht reagiert) 

Thies Hans-Jürgen MdB CDU (abgesagt) 

 

Anmerkungen / Ergänzungen zum Bericht  

Stand: 19.06.2019 

Die BI „An der Friedenseiche e.V.“ war IKU zum Zeitpunkt der Gespräche 
zur Interessenanalyse nicht bekannt. Inzwischen haben wir Kontakt auf-
genommen und sie wird, wie die BI Stirpe und die BI BIGO, mit jeweils 
zwei Personen an den künftigen zwei Sitzungen zum Dialogforum teilneh-
men. Im Vorfeld des nächsten Dialogforums werden wir in einem persön-
lichen Gespräch den aktuellen Sachstand mit Vertretern der BI erläutern.  

 

Folgende Anmerkungen / Ergänzungen zum Bericht sind seitens der Ge-
sprächspartner zu verzeichnen: 

Die BI Stirpe legt Wert auf folgende Klarstellungen: 

„- Auf Seite 3, Darstellung zu den Klägern:  

Die LNU hat die Verbandsklage durchgeführt und zwar in enger Abspra-
che mit ihrem Mitgliedsverein, der  “Bürgerinitiative gegen den Bau der B 
55 n westlich von Stirpe und Weckinghausen e.V.” Daneben haben 15 pri-
vate Eigentümer und Landwirte Klage erhoben. Die insgesamt 16 Klage-
verfahren wurden durch den Vorstand unserer BI koordiniert und feder-
führend für alle Kläger gesteuert. Eine eigene Klage hat die BI in sofern 
nicht erhoben, zeichnet sich aber für die Durchführung der Klagen als 
Verantwortlicher. 

 - Auf Seite 3, Darstellung zum Bundesverkehrswegeplan, hat sich ein 
Fehler eingeschlichen. 

Die B 1 n war im Entwurf zum BVWP 2030 nicht wie dargestellt im “Weite-
ren Bedarf”, sondern überraschend für alle Beteiligten und Betroffenen 
im “vordringlichen Bedarf” und wurde dort auf Seite 127 unter der Int. Nr. 
172 mit der Projekt Nr. “B1-G10-NW” zusammen mit den lfd. Nr. 173 und 
174 für die Ortsumfahrungen Erwitte und Salzkotten aufgeführt. 

BI „An der 
Friedenseiche e.V.“ 

BI Stirpe 



ANHANG 
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Die B 55 n – Westumgehung Erwitte – war dagegen genauso überra-
schend für alle Beteiligten im vorgenannten Entwurf, S. 133, Int. Nr. 206, 
Projektnummer: B 55-G30-NW-T1-NW, in den “Weiteren Bedarf ohne 
Planungsrecht bis 2030” abgestuft worden. Ausschlaggebend für die Ab-
stufung war der geringe Kosten-Nutzen-Faktor von 1,4. Das bedeutete 
Planungsstillstand bis 2030. 

Aus der besonderen Situation ergab sich, dass mit einer Kurzanbindung 
zwischen geplanter B 1 n und der bestehenden B 55 im Norden der Stadt 
Erwitte eine Umgehungsstraße in Nord-Süd-Richtung noch realisierbar 
erschien, die zudem auch der im ergänzenden Planfeststellungsverfahren 
von der BI eingereichten Alternative 3 entsprach und im Zuge der von 
“Straßen NRW” durchgeführten Alternativenprüfung bereits mit abgear-
beitet worden war. Auch die DEGES hatte bereits 04/2016 eine entspre-
chende Vorplanung (Planungsskizze) zu diesem Projekt erstellt. Aus die-
sem Grund haben wir in mehreren Eingaben zum BVWP 2030 uns deutlich 
für eine solche Lösung eingesetzt, die der Deutsche Bundestag dann auch 
beschlossen und als Gesamtprojekt in den “vordringlichen Bedarf” geho-
ben hat. Der Kosten-Nutzen-Faktor stieg durch die Zusammenführung 
für das Projekte B1-G11-NW-T1-NW zusammen mit dem Teilprojekt B1-
G11-NW-T3-NW im BVWP 2030 damit auf 7,7 an.“ 
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Projektsteckbrief  

Hintergrund: Warum wir hier sind  

Mit dem aktuellen Bundesverkehrswegeplan hat das Land NRW grünes Licht für 
die Ortsumgehung Erwitte gegeben. Der Bedarfsplan sieht die Realisierung einer 
Ortsumgehung Erwitte im Zuge der B1/B55 vor und stuft das Vorhaben im vor-
dringlichen Bedarf ein. 

Die im Auftrag des Verkehrsministeriums NRW tätige DEGES möchte die Pla-
nung mit hoher Transparenz und Bürgerbeteiligung betreiben.  

In diesem Rahmen arbeiten wir als Dialoggestalter und verfolgen dabei folgende 
Ziele: 

• Sachliche, auch kontroverse Diskussionen über Optionen für die Ortsum-
gehung und deren Vor-/Nachteile führen. 

• Konflikte und Lösungsmöglichkeiten herausarbeiten. 

• Eine hohe Transparenz von Planungen und Genehmigungsverfahren er-
möglichen. 

Die Gespräche: Was wir fragen 

Wir möchten in den nächsten Wochen Gespräche führen. Darin fragen wir die Ge-
sprächspartner nach ihrer Bewertung der Situation und der Pläne, nach ihren In-
teressen und Empfehlungen. Es geht dabei auch um die Erwartungen der Ge-
sprächspartner an den Dialogprozess. Die Gespräche dauern ca. 45 Min. Wir wer-
ten sie anonymisiert aus. Unseren Ergebnisbericht werden wir Ihnen zusenden.  

Dialoggestalter: Wer wir sind  

Seit mehr als 25 Jahren begleiten wir von IKU_Die Dialoggestalter aus Dortmund 
kommunikative Prozesse. Die Dialoggestalter entwickeln Kommunikationsstrate-
gien, sorgen in Beteiligungsprozessen für Transparenz und lösen Konflikte und 
Krisen in festgefahrenen Situationen. Wir setzen auf Fairness und Kompetenz. 
Wir sind nicht allein den Interessen unseres Auftraggebers verpflichtet, sondern 
handeln allparteilich, um Verständigung und Interessenausgleich zu ermögli-
chen. Zu unseren Stärken gehört der persönliche Umgang mit Menschen. Wir hö-
ren zu, fragen nach und handeln nach dem Grundsatz, dass Kommunikation dann 
erfolgreich ist, wenn sie dialogisch ist.  
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